
      

 

Impressum: Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag, vertreten durch Johannes Vogel (V.i.S.d.P.), 

Platz der Republik 1, 11011 Berlin, Tel. 030 22755088, dialog@fdpbt.de, www.fdpbt.de, Stand: Dezember 2022 

Positionspapier der Freien Demokraten im Deutschen 
Bundestag 
 
Unser duales Mediensystem – ein klares Bekenntnis zu Qualität und Vielfalt 
Das duale Mediensystem – bestehend aus privat finanzierten Medien und öffentlich-rechtlichem 
Rundfunk – ist eine elementare Säule einer informierten und pluralistischen Gesellschaft und 
damit auch unseres demokratischen Rechtsstaates. Es hat sich über mehrere Jahrzehnte bewährt, 
ist innovativ und befördert Kreativität. Ein unverzichtbarer Teil davon ist der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk (ÖRR) mit seinem Korrespondenten- und Recherchenetzwerk. Auf Basis dieser 
Grundlage und der Entkopplung von üblichen Zwängen des Medienmarktes, Wettbewerb und 
Quotendruck bildet der ÖRR im dualen Mediensystem einen unverzichtbaren Baustein für 
investigativen, faktenbasierten und unabhängigen Journalismus mit höchsten Qualitätsstandards. 
Mit dieser Kompetenz und den vorhandenen Möglichkeiten ist der ÖRR eine unverrückbare 
Größe im Kampf gegen gezielte Desinformation, Falschnachrichten sowie Hass und Hetze. Diese 
demokratiestärkende Funktion des ÖRR muss weiter gehoben werden, indem verlässliche, 
politisch unabhängige Informations- und Bildungsangebote im Mittelpunkt stehen.    
Im Rahmen des Programmauftrags der Länder besteht der ÖRR mittlerweile aus über 20 
Fernsehsendern, über 70 Radiosendern, über 900 Podcasts, über 100 Apps und zahlreichen 
Online-Angeboten. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk informiert, berät, vermittelt Kultur und 
unterhält. Hierfür beschäftigt der ÖRR mittlerweile über 28.000 feste und 18.000 freie 
Mitarbeitende. Wir Freien Demokraten bekennen uns zum Wert des ÖRR und seiner gesetzlich 
vorgegebenen Aufgabe, politisch unabhängige und unvoreingenommene Informations- und 
Bildungsangebote bereitzustellen. Die Programm- und Mitarbeiterzahlen machen jedoch 
deutlich, dass erhebliches Einsparpotenzial besteht. Gerade im Zusammenspiel mit den privat 
finanzierten Medien muss genügend Raum für Wettbewerb und wirtschaftliche Betätigung 
bleiben. Ein ÖRR ohne Grenzen, der in Teilen auch werbefinanziert und privatwirtschaftlich über 
Tochtergesellschaften aktiv ist, greift zudem in andere Ökosysteme über und gefährdet damit 
das duale Mediensystem und die Medienvielfalt in Gänze. Wir stehen für ein Mediensystem, in 
dem Maß und Mitte eingehalten werden. 
 
Der ÖRR im Spannungsfeld von Verantwortung, öffentlicher Kritik und 
Akzeptanzverlust 
Aus unserer Sicht muss sich der ÖRR nicht nur gegenüber den privaten Wettbewerbern und 
Presseverlagen, sondern auch gegenüber den Beitragszahlenden messen lassen. Keine Frage: 
Quantität und Qualität haben ihren Preis. Aber mit rund 9 Milliarden Euro ist unser öffentlich-
rechtlicher Rundfunk mehr als umfangreich beitragsfinanziert und der mit Abstand größte und 
teuerste der Welt. Daraus erwächst für Rundfunkanstalten wie handelnde Personen eine 

FÜR EINEN TRANSPARENTEN, EFFIZIENTEN 
UND MODERNEN ÖFFENTLICH-RECHTLICHEN 
RUNDFUNK 
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besondere Verantwortung. Leider müssen wir feststellen, dass das System des ÖRR dieser 
besonderen Verantwortung seit geraumer Zeit nicht mehr gerecht geworden ist. Die noch 
bestehende Akzeptanz in der Bevölkerung hat im Jahr 2022 durch die vielen bekannt 
gewordenen Fälle von Missmanagement, Klüngelei und Einflussnahme stark gelitten, wie die 
aktuelle Ipsos-Studie zeigt (https://www.ipsos.com/de-de/rundfunkreform-nur-minderheit-der-
deutschen-fur-eigenstandigen-fortbestand-von-ard-und-zdf). Gerade auch im Sinne der Fairness 
gegenüber den Beitragszahlenden ist ein verantwortungsvoller Mitteleinsatz geboten.  
Seit Sommer dieses Jahres steht der ÖRR immer wieder in der Kritik. Ausgelöst durch die 
ehemalige RBB-Intendantin Schlesinger im August, sieht sich der RBB mit einer langen Liste an 
Vorwürfen konfrontiert. Neben Luxus-Debatten beim BR folgte der Vorwurf der politischen 
Einflussnahme auf die Berichterstattung gegen Führungskräfte des Landesfunkhauses Kiel. 
Mitarbeitende berichteten öffentlich über verhinderte Berichterstattung und fehlende Distanz zu 
politischen Akteuren. Darüber hinaus sorgte der Vorwurf von jahrelanger Vetternwirtschaft im 
Landesfunkhaus Hamburg für Aufsehen. Die Vielzahl öffentlich bekannt gewordener Fälle von 
Fehlverhalten haben nicht nur den verantwortungsvollen Umgang mit Beitragsmitteln vermissen 
lassen, sondern auch ein strukturelles Defizit bei Transparenz und Kontrolle in den 
Rundfunkanstalten offengelegt. Darüber hinaus sehen sich viele Bürgerinnen und Bürger nicht 
ausreichend in ihrer politischen, sozialen und wirtschaftlichen Situation verstanden und 
berücksichtigt. Die Folge ist eine schwindende gesellschaftliche Akzeptanz. Gleichzeitig sind 
über die Jahrzehnte in den öffentlich-rechtlichen Sendern riesige und teure Verwaltungsapparate 
entstanden. Im Vergleich dazu hat die BBC weniger als die Hälfte der Mittel zur Verfügung, 
produziert aber im Inland und auch weltweit erfolgreiche Inhalte von hoher Qualität. 
 
Der Medienänderungsstaatsvertrag – gut gemeint ist nicht gleich gut gemacht 
Damit dies auch in Deutschland ähnlich funktioniert, überarbeiten die federführenden Länder 
den Medienstaatsvertrag regelmäßig. Die aktuelle Novelle geht in die richtige Richtung, greift 
aus unserer Sicht jedoch an vielen Stellen zu kurz. Positiv bewerten wir die Neufassung der 
Auftragsdefinition, welche Unterhaltung sprachlich eindeutig von Kultur, Bildung, Information 
und Beratung durch einen neuen nachgelagerten Satz abtrennt. Unklar ist jedoch weiterhin, 
inwiefern die sprachliche Neugestaltung ("Unterhaltung, die einem öffentlich-rechtlichen Profil 
entspricht") auch tatsächlich zu einer quantitativen Abstufung der Unterhaltung führt. Ebenfalls 
positiv ist die grundsätzliche Möglichkeit der Flexibilisierung (§ 28 Abs. 5, § 32a), d.h. die 
Überführung von Sendern ins Digitale. Daran bewerten wir jedoch zwei Aspekte kritisch: 1. Es 
entfällt der sogenannte 3-Stufen-Test, was wiederum die Möglichkeit bietet, Online-Inhalte 
bereitzustellen, die nicht Kernauftrag des ÖRR sind und zugleich bereits von Privaten angeboten 
werden. 2. Die Änderung in § 30 gibt dem ÖRR die Möglichkeit, europäische und nicht-
europäische Werke (u.a. Serien und Spielfilme) ausschließlich für ihre Mediathek/Online-
Programme einzukaufen. Dies erhöht den Wettbewerbs-/Preisdruck bei den Online-Rechten und 
schafft die Gefahr eines "ö-r Netflix". Der dritte größere Änderungsaspekt betrifft die 
Gremienaufgaben. Die Aufsichtsgremien werden gestärkt und erhalten unter anderem die 
Aufgabe, für mehr Transparenz, Kontrolle und Ressourceneffizienz, auch mit Blick auf eine 
wirtschaftliche und sparsame Haushalts- und Wirtschaftsführung, einzutreten. Das ist gut und 
richtig. Gerade die aktuellen Missstände in den verschiedenen Landesrundfunkanstalten haben 
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gezeigt, wie dringend notwendig ein engeres Controlling und Compliance-Instanzen sind, um 
Fehlentwicklungen entgegenzuwirken. Kritisch hingegen sehen wir weiterhin die 
Zusammensetzung der Aufsichtsgremien. Diese spiegeln zwar eine vielfältige Gesellschaft wider, 
bieten aber nicht den nötigen Abstand und die nötige Fachkompetenz für eine effektive 
Aufgabenwahrnehmung. Zudem sind die Aufsichtsgremien ehrenamtlich tätig, was es ihnen nicht 
einfacher macht, ihren umfassenden Aufgaben gerecht zu werden. Hier ist es angezeigt, die 
ehrenamtlichen Gremien zu verschlanken, mit externer Expertise zu stärken und weiter zu 
professionalisieren. 
Die im Medienänderungsstaatsvertrag vorgesehenen Änderungen zeigen, dass die Länder die 
Probleme erkannt haben. Gleichzeitig überzeugen die gefundenen Lösungen nur zum Teil. Eine 
echte Auftragsreform sind sie nicht. Der erhoffte Befreiungsschlag ist ausgeblieben und im "gute-
Ideen-Stadium" steckengeblieben. Für uns als Freie Demokraten ist das bei Weitem nicht 
ausreichend. Wir sind nicht bereit, ein "Weiter so" zu akzeptieren. Wir wollen mehr als gute 
Ideen für den ÖRR. Wir wollen eine Frischzellenkur, die ihn in die Lage versetzt, 
Glaubwürdigkeit zurückzugewinnen und sich für die Zukunft gut aufzustellen. Denn das 
Ausbleiben von Innovationen und Strukturreformen spielt nur denjenigen in die Karten, die seit 
Jahren darauf hinarbeiten, den ÖRR komplett abzuschaffen. Das wäre jedoch das falsche 
Signal. Wir brauchen einen starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der sich flexibel dem 
technologischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Wandel anpasst und seinen Aufgaben 
auch in Zukunft gerecht wird. Das ist eine bedeutsame gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wir 
Freie Demokraten sind dazu bereit und laden alle dazu ein. 
 
Unsere Agenda 
Wir Freie Demokraten im Deutschen Bundestag fordern folgende Reformschritte für einen 
modernen, leistungsfähigen und transparenten öffentlich-rechtlichen Rundfunk: 
 

1. Der ÖRR soll sich auf seinen Marken- und Wesenskern konzentrieren: den öffentlich-
rechtlichen Bildungs- und Informationsauftrag. 

2. Der ÖRR soll sich verschlanken und durch Fusionen sowie eine klare Digitalstrategie 
effizientere Verwaltungs-, Sender- und Angebotsstrukturen aufbauen. Dazu gehört der 
Abbau von Doppel- und Mehrfachstrukturen durch eine einheitliche Mediathek sowie 
einer klaren Aufgabenverteilung von bundesweiten und regionalen Inhalten innerhalb 
des ÖRR.  

3. Rundfunkbeitragserhöhungen sind in der aktuellen Situation auszusetzen. Mittel- und 
langfristig ist der Rundfunkbeitrag durch umfassende Auftrags- und Strukturreformen 
abzusenken. Auf eine Indexierung des Rundfunkbeitrags sollte verzichtet werden. 

4. Die Spitzengehälter im öffentlich-rechtlichen Rundfunk sind zu deckeln. 
5. Die Kontrolle der Rundfunkanstalten durch die Aufsichtsgremien soll durch 

anstaltsexterne, unabhängige Dritte gestärkt und dadurch zielgenau unterstützt 
werden. 

6. Der ÖRR soll vollständig auf Werbung und Sponsoring über alle Medien- und 
Verbreitungsformen hinweg verzichten. 
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7. Die kommerziellen Aktivitäten und Wahrnehmung von Urheber- und 
Leistungsschutzrechten, insbesondere der kommerziellen Tochterunternehmen, 
benötigen mehr Transparenz und eine intensivere Beobachtung. Zudem sollten 
zusätzliche kommerzielle Aktivitäten im B2C-Bereich (Business-to-Consumer) vermieden 
werden. 

8. Die Flexibilisierung und Öffnung des Telemedienauftrags für internationale Filme und 
Serien darf nicht zu einer Angebotsausweitung im Onlinebereich führen ("öffentlich-
rechtliches Netflix"). Dazu gehört eine Begrenzung des Online-Auftrags, um den 
Rundfunkbeitrag nicht durch eine fehlende Bindung an ein klassisches 24h-
Programmfenster stetig zu erhöhen. 

9. Es braucht eine klare Systemtrennung von Rundfunk und Presse, sodass presseähnliche 
Angebote des ÖRR nicht die Wettbewerbsfähigkeit privater Unternehmen gefährden. 

10. Der ÖRR soll sich auf seine bundesweiten und regionalen Programme und Inhalte 
konzentrieren, um privat finanzierten Lokaljournalismus sowie Lokalhörfunk und 
Lokalrundfunk die nötigen Entwicklungsmöglichkeiten zu geben.  

11. Die Länder sollten im Sinne zügiger Reformen im Länderkreis etwaige Länderegoismen 
überwinden und das Einstimmigkeitsprinzip zugunsten eines Mehrheitsprinzips 
aufgeben. 


